Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 1974 


Antrag 

der Fraktion des GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausglelchsgesctzes 

Das Lastenausgleichsgesetz vom 14. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 446) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetzc 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 12 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a und in 
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b werden nach 
einem Semikolon die folgenden Worte 
angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die als 
Unselbständige in der Land- und Forst- 
wirtschaft tätig waren und Viehhaltung 
betrieben, jedoch keinen Grundbesitz be- 
saßen, die zur Viehhaltung gehörenden 
Betriebsmittel, ferner bei land- und forst- 
wirtschaftlichen Betrieben mit erheblicher 
Vieh- und Saatzucht die im Einheitswert 
nicht berücksichtigten, zur Vieh- oder Saat- 
zucht gehörenden Betriebsmittel,“ 

2. Dem § 44 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Ist eine abgabepflichtige juristische 
Person als Nachfolgegesellschaft für ein 
Unternehmen anzusehen, das in den Ver- 
treibungsgebletcn bestanden hat, so können 
bei ihr die Schaden der Gesellschafter, die 
bereits ln den Vertreibungsgebieten an dem 
Unternehmen beteiligt waren, Berücksich- 
tigung finden, sofern sie mindestens 


50 vom Fiundert des Gcscllschaftskapitals 
der Nachfolgegesellschaft innehaben. Das 
Nähere wird durch Rechtsverordnung ge- 
regelt.“ 

3. In § 202 Abs. 1 werden nach den Worten 
„§ 254 Abs. 1“ die Worte „oder an Per- 
sonen, die Leistungen nach § 301 erhalten 
können,“ eingefügt. 

4. In § 229 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Entsprechendes gilt, sofern der unmittel- 
bar Geschädigte, der Vertrelbungs- oder 
Ostschäden an land- und forstwirtschaft- 
lichem Vermögen oder Grundvermögen 
erlitten hat, noch zu Lebzeiten seinen An- 
spruch auf Hauptentschädigung ganz oder 
teilweise an seine Abkömmlinge abtrltt.“ 

5. In § 258 Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt; 

„Der Darlehensbetrag wird nur auf An- 
trag des Geschädigten mit dem Anspruch 
auf Hauptentschädigung verrechnet, so- 
fern das Aufbaudarlehen für den Bau einer 
Mietwohnung vergeben wurde.“ 

6. In § 264 werden die Worte „vor dem 
1. Januar 1890 (eine Frau vor dem 1. Ja- 
nuar 1895)“ ersetzt durch die Worte „im 
Falle der Unterhaltshilfe vor dem 1. Ja- 
nuar 1890 (eine Frau vor dem 1. Januar 
1895), Im Falle der Entschädigungsrente 
vor dem 1. Januar 1893 (eine Frau vor 
dem 1. Januar 1898)“. 
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7. In § 265 Abs. 2 und 3 werden die Zahlen 
„15“ und „19“ durch die Zahlen „18“ 
und „25“ ersetzt. 

8. In § 267 werden 

a) in Absatz 2 Nummer 6 nach den Wor- 
ten „der Angestellten (Angestelltenver- 
sicherung)“ die Worte eingefügt „sowie 
sonstige zur Altersversorgung bestimmte 
Renten und Pensionen“; 

b) in Absatz 2 folgende Nummer 7 an- 
gefügt: 

„7. Einkünfte aus Kapitalvermögen 
und aus Vermietung und Verpach- 
tung bleiben bis zum Betrage von 
20 Deutsche Mark monatlich außer 
Ansatz.“ 

c) in Absatz 2 folgende Nummer 8 an- 
gefügt: 

„8. Als Einkünfte gelten nicht Renten- 
mehrleistungen, die bei Renten nach 
dem Bundesversorgungsgesetz oder 
nach den Sozialversicherungsgeset- 
zen auf Grund nach dem 12. Juli 
1955 erlassener Zulassungsgesetze 
sich ergeben.“ 

9. In § 272 werden 

a) in Absatz 2 Satz 2 die Worte „60. Le- 
bensjahr vollendet hat“ ersetzt durch 
die Worte „45. Lebensjahr vollendet 
oder noch nicht schulpflichtige, schul- 
pflichtige oder In Berufsausbildung be- 
findliche Kinder hat“; 

b) In Absatz 3 die Zahlen „15“ und „19“ 
durch die Zahlen „18“ und „25“ er- 
setzt. 

10. In § 275 Abs. 2 werden die Zahlen „15“ 
und „19“ durch die Zahlen „18“ und „25“ 
ersetzt. 

11. In § 281 werden die Worte „von mehr als 
20 000 Reichsmark entstanden Ist,“ ersetzt 
durch die Worte „entstanden ist, auf den 
ein höherer Grundbetrag der Hauptent- 
schädigung als das Eineindrittelfache des 
Sperrbetrages (§ 278) entfällt,“ 

12. In § 284 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte 
„20 Deutsche Mark“ ersetzt durch die 
Worte „10 Deutsche Mark“. 

13. In § 295 Abs. 3 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Zu den in den Absätzen 1 und 2 genann- 
ten Entschädigungsbeträgen wird ein Zu- 


schlag von 200 Deutsche Mark für Kinder 
Im Sinne des § 294 Abs. 1 Nr. 2 gewährt, 
die am 1. April 1952 im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
Ihren ständigen Aufenthalt hatten und für 
die nach Satz 1 ein Zuschlag nicht gewährt 
wird, die jedoch im Zeitpunkt der Schädi- 
gung zum Haushalt des Geschädigten ge- 
hörten und von ihm abhängig waren; der 
Zuschlag ist .auf Antrag des Kindes diesem 
auszuzahlen.“ 

14. Dem § 335 wird folgender Absatz 5 an- 
gefügt: 

„(5) Wird einem Geschädigten, dem ein 
Hauptentschädigungsanspruch zuerkannt 
worden ist, ein Aufbaudarlehen oder eine 
Kriegsschadenrente bewilligt, so ist dies 
im Hauptentschädigungsbescheid vor Aus- 
folgung des Aufbaudarlehens- oder Kriegs- 
schadenrentenbewllligungsbescheldes zu 
vermerken.“ 

15. In § 343 Abs. 1 werden nach den Worten 
„die Einstellung oder“ nach einem Komma 
die Worte „das Ruhen oder die“ einge- 
fügt. 

16. In § 351 Abs. 3 wird nach Satz 1 folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Personalkosten, die vom 1. April 1956 
ab durch die Einstellung zusätzlicher Ar- 
beitskräfte entstehen, erstattet der Bund 
mit 85 vom Hundert“. 

17. Nach § 372 wird folgender § 372a neu 
eingefügt: 

§ 372 a 

Änderung der Reichsversicherungs- 
ordnung 

Die Reichsversicherungsordnung vom 
19. Juli 1911 (Relchsgesetzbl. I S. 509) in 
der Fassung der dazu ergangenen Ände- 
rungsgesetze wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 1242 a wird folgender § 1242 b 
eingefügt: 

„§ 1242 b 

Personen, die nadi § 1262 Abs. 5 zur 
nachträglichen Einzahlung von Dek- 
kungsmitteln berechtigt sind, haben für 
den fehlenden Zeitraum Beiträge In 
Höhe der zehnten Klasse (§§ 1388, 
1390) nachzuentrichten. Die Beitrags- 
marken können durch Abtretung des 
Hauptentschädigungsanspruches ln der 
entsprechenden Höhe beglichen wer- 
den.“ 



2. Dem § 1262 wird folgender Absatz 5 
angefügt: 

„Versicherten, die bis zum 31. De- 
zember 1944 nicht versicherungspflich- 
tig waren, weil sie als selbständige 
Landwirte oder Gewerbetreibende oder 
Angehörige der freien Berufe tätig 
waren und infolge der Vertreibung 
eine versicherungspflichtige Beschäfti- 
gung aufnehnien mußten, ist gestattet, 
die Wartezeit durch Einzahlung der 
entsprechenden Deckungsmittel abzu- 
kürzen.'' 

Artikel 2 

Änderung des Feststellungsgesetzes 

Das Feststellungsgesetz vom 21. April 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 237) in der Fassung der 
dazu ergangenen Änderungsgesetze wird wie 
folgt geändert: 

In § 3 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a und in § 4 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a werden nach einem 
Semikolon die folgenden Worte angefügt: 

„hierzu rechnen auch bei Personen, die als Un- 
selbständige in der Land- und Forstwirtschaft 
tätig waren und Viehhaltung betrieben, je- 
doch keinen Grundbesitz besaßen, die zur 
Viehhaltung gehörenden Betriebsmittel, ferner 
bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben 
mit erheblicher Vieh- und Saatzucht die im 
Einheitswert nicht berücksichtigten, zur Vieh- 
und Saatzucht gehörenden Betriebsmittel.“ 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben 

Vertriebener 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 213) in der Fas- 
sung der dazu ergangenen Änderungsgesetze 
wird wie folgt geändert: 


Bonn, den 16. Dezember 1955 


1. In § 1 Abs. 1 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Als Reichsmarkspareinlagen im Sinne des 
Satzes 2 gelten auch Depositen- und Fest- 
konten, sofern sie Ihrem Charakter nach 
der Geldanlage dienten; durch Rechtsver- 
ordnung wird bestimmt, unter welchen 
Voraussetzungen Depositen- und Festkon- 
ten den Charakter von Geldanlagekonten 
besaßen.“ 

2. In § 2 Abs. 1 Nr. 1 Budistabe c werden 
vor dem Wort „Abkömmlinge“ die Worte 
„Ehegatten und“ eingefügt. 

3. In § 3 Abs. 2 wird folgender Satz ange- 
fügt: 

„Hinsichtlich eines Wechsels in der Person 
des Schuldners gilt § 3 Abs. 1 des Alt- 
sparergesetzes.“ 

Artikel 4 
Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 und des § 13 Äbs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S, 1) auch im Lande Berlin. 
ReAtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin naA § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

Artikel 5 

Inkrafttreten 

Die Vorschriften dieses Gesetzes treten am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft. Aus- 
genommen sind die folgenden Vorschriften, 
die in Kraft treten 

a) Artikel 1 Nr. 1, 2, 5, 9 und Artikel 2 mit 
Wirkung vom 1. September 1952, 

b) Artikel 1 Nr. 6 mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1955, 

c) Artikel 1 Nr. 8 mit Wirkung von dem auf 
den Tag des Inkrafttretens folgenden Mo- 
natsersten. 


Dr. Klötzer 

Dr. Mocker und Fraktion 
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